
A Z  FL-9494 Schaan 112. Jahrgang Nr. 125 Donnerstag, 7. Juni 1990 

giedrtettfemct .ffothsbtott 
Erscheint  Montag ,  Dienstag ,  Mit twoch,  Donners tag ,  Fre i tag  u n d  Samstag  • J e d e n  Donner s t ag  Grossaufjage • Amtl iches  Publikationsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis:  6 0  R p .  

Dramatische Zustände 
in den Städten 

Brüssel (spk/dpa) Als «dramatisch» 
schätzt die EG-Kommission die Umwelt­
schäden ein, die durch den Verkehr in 
den Städten der Europäischen Gemein­
schaft verursacht werden. Selbst die Ein­
führung von Katalysatoren für alle Neu­
wagen bis 1993 werde wahrscheinlich kei­
nen positiven Effekt haben, da  gleichzei­
tig die Zahl der  Autos weiter stark zuneh­
me. 

Eine von vielen möglichen Gegenmass-
nahmen sei die Erhebung von Gebühren 
für das Befahren von Innenstädten, heisst 
es in der am Mittwoch in Brüssel veröf­
fentlichten Analyse der Kommission über 
die Umweltsituation in den EG-Städten. 
Die Zahl der  Fahrzeuge in der E G  wird 
nach der Studie in den kommenden 20 
Jahren um rund 35 Prozent um etwa 45 
Millionen Autos zunehmen. Von 1000 
Einwohnern werden im Durchschnitt 
dann mehr als die Hälfte ein Fahrzeug 
besitzen. 

In vielen Städten ist zur Zeit der  Ver­
kehr für fast 90 Prozent aller Kohlenmo-
noxid-Emissionen verantwortlich. «Der 
Verkehr ist eine der dramatischsten Ent­
wicklungen, die behandelt werden müs­
sen», erklärte der für Umweltfragen zu­
ständige EG-Kommissar Ripa di Meana 
am Mittwoch vor der Presse. 

An Feiertagen soll künftig kein Schwerverkehr mehr rollen 
Regierungsrat Wilfried Büchel befasstsich mit einem generellen Fahrverbot für Lastwagen an den liechtensteinischen Feiertagen 

(G.M.) - Das Sonntagsfahrverbot Cur 
schwere Last- and Lieferwagen soll auch 
auf die Feiertage in unserem Land ausge­
dehnt werden. Regierungsrat Wilfried 
Büchel befasst sich derzeit mit einem 
Verbot an diesen Tagen, wie er am Pres­
segespräch auf eine entsprechende Frage 
erklärte. Das Verbot soll nach seiner An­
sicht sowohl für den Zielverkehr als auch 
für den Durchgangsverkehr gelten. Ein 
endgültiger Entscheid ist noch nicht ge­
fallen, weil die Regierung die Indbstrie-
und Handelskammer, das Transportge­
werbe sowie das Amt für Volkswirtschaft 
nochmals um eine Stellungnahme ersucht 
hat. 

Das Fahrverbot gilt für schwere Motor­
fahrzeuge nach der geltenden Regelung 
an allen Sonntagen und an den staatlich 
anerkannten Feiertagen. Ausgenommen 
von diesem Verbot ist allerdings der 
Durchgangsverkehr, so dass es  vorkom­
men kann, dass an  Feiertagen, die in 
unseren Nachbarstaaten nicht begangen 
werden, der  Lastwagenverkehr durch un­
ser Land rollt. Für  den Durchgangsver­
kehr gilt das Fahrverbot nur  an Neujahr, 
Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, 
Fronleichnam, Weihnachten und am 26. 
Dezember. 

Wie Regierungsrat Wilfried Büchel er­
klärte, hat die Polizei zuhanden der Re­
gierung bereits eine Stellungnahme abge­
geben, in der sich die Polizei einem gene­
rellen Fahrverbot a n  allen Sonn- und Fei­
ertagen nicht abgeneigt zeigt. Ausserdem 
ist eine Stellungnahme der Zollverwal­
tung eingehölt worden, die nach seinen 
Ausführungen ebenfalls grundsätzlich po­
sitiv einem Verbot gegenübersteht, weil 
in der  Regel an den Feiertagen beim Zoll­
amt keine Abfertigung vorgenommen 
wird. 

Probleme könnten nach den bisherigen 
Erhebungen an den drei Feiertagen Ma­
ria Lichtmess, Josefi und Maria Geburt 
entstehen, da diese weder in der  Schweiz 
noch in Osteneich staatlich anerkannte 
Feiertage sind. Fahrzeuge mit verderbli­
chen Waren müssten wahrscheinlich eine 
Ausnahmebewilligung erhalten, um auch 
an  diesen Feiertagen weiterfahren zu 
können. Ausserdem wird es darum ge­
hen, mit entsprechenden Signalisationen 
an  den schweizerisch-liechtensteinischen 
Übergängen auf  das Fahrverbot hinzu­
weisen, um neben dem Durchgangsver­
kehr auch den Zielverkehr abzuhalten. 

Künftig soll an den Feiertagen der Schwerverkehr nicht mehr durch unser Land rollen. 
Die Regierung befasst sich derzeit mit einem Fahrverbot für  Lastwagen an den staatlich 
anerkannten Feiertagen. (Bild: Beat Schürte) 

Förderung des Fremdenverkehrs 
Vernehmlassung für Fremden verkehrsgesetz ist abgeschlossen 

(G. M.) - Die Vernehmlassung für das 
neue Fremdenverkehrsgesetz, das eine 
neue D-ägerschaft sowie eine geänderte 
Finanzierung der Fremdenverkehrszen­
trale vorsieht, ist abgeschlossen. Regie­
rungsrat Rene Ritter gab am Pressege-
spräch zu verstehen, dass die Stellung­
nahmen aus dem Vernahmlassungsver-
fahren in der Regierungsvorlage berück­
sichtigt würden. Details konnte er noch 
nicht mitteilen, doch gab er seiner Hoff­
nung Ausdruck, das das Gesetz bis im 
Herbst dem Landtag zugeleitet werden 
könne. 

Der  Fremdenverkehr ist in unserem 
Land nach einer Darstellung der Regie­
rung ein wichtiger Wirtschaftszweig, in 
dem gegenwärtig rund 6 Prozent der  akti­
ven Wohnbevölkerung ihr Auskommen 
findet. Im letzten Jahr wurden rund 
77 000 Gästeankünfte und 145 000 Näch­
tigungen registriert, was den direkten Be­
zug zwischen Fremdenverkehr und der 
Bedeutung für die Volkswirtschaft illu­
striert. Die Finanzierung der Fremden­
verkehrswerbung und der Fremdenver­
kehrszentrale gab in den letzten Jahren 
jedoch des öfteren Anlass zu Problemen, 
die mit einer neuen Gesetzesvorlage ge­
löst werden sollten. 

Kernpunkt der Regierungsvorlage, die 

den interessierten Kreisen zur Stellung­
nahme übermittelt wurde, ist die Finan­
zierung der Fremdenverkehrswerbung 
und der Fremdenverkehrszentrale sowie 
die Trägerschäft für den Fremdenverkehr 
in unserem Land. Die Vorlage sieht eine 
gewisse «Privatisierung» der Trägerschaft 
vor, indem neben dem Staat und den 
Gemeinden vor allem die Verkehrsverei­
ne und die am Fremdenverkehr interes­
sierten Organisationen eingebunden wer­
den sollen. Die Mitwirkung des Staates 
soll künftig auf die finanzielle Unterstüt­
zung der Fremdenverkehrsförderung be­
schränkt werden, während die eigentliche 
konzeptionelle Gestaltung der FreiWden-
verkehrsförderung und die Geschäftsfüh­
rung auf eine privatwirtschaftlich organi­
sierte Institution verlagert werden 
könnte. 

Die bisherige Fremdenverkehrsumlage 
soll nach dem Regierungsentwurf modifi­
ziert werden. Z u r  Berechnung der  Frem­
denverkehrsumlage werden die einzelnen 
Berufsgruppen der Unternehmen, die am 
Fremdenverkehr interessiert sind, nach 
ihrem Bezug zum Fremdenverkehr einge­
reiht und dementsprechend belastet. Die 
Fremdenverkehrsumlage soll jedoch pro 
Jahr den Betrag von 2500 Franken nicht 
übersteigen. 

Verkehrsförderimg in Vorbereitung 
Der Gesetzesentwurf befindet sich noch in der Vernehmlassung 

(G.M.) - Das Gesetz über die Förde­
rung des öffentlichen Verkehrs wird erst 
in der zweiten Jahnshälfte 1990 dem 
Landtag vorgelegt«' Dle&v Ankündigung 
machte Regieruiigsrat Wilfried Büchel 
am Pressegespräch und führte dazu aus, 
dass noch nicht alle Gemeinden ihre Stel­
lungnahme im Rahmen des Vemehmlas-
sungsverfahrens abgegeben hätten. Die 
Resultate des Vernehmlassungsverfah-
rens sollen jedoch in der Regierungsvor­
lage berücksichtigt werden. 

Aus dem Ressort Verkehr liegt seit 
dem 17. November 1989 ein Gesetzesent­
wurf über die Förderung des öffentlichen 
Verkehrs vor. Zielsetzung dieser gesetzli­
chen Regelung der Förderung des öffent­
lichen Verkehrs ist die Verlagerung eines 
möglichst hohen Anteils des motorisier­
ten Privatverkehrs auf die öffentlichen 
Verkehrsmittel. Das Konzept für den öf­
fentlichen Verkehr in unserem Land hat 
dem Bus-System eine klare Priorität zu­
gewiesen. Nach Auffassung der Regie­
rung ist das Bus-System dank seiner gros­
sen Flexibilität und der einfachen Mög­
lichkeit zur Netzbildung allen anderen 
Systemen überlegen. Das Bus-System er­
füllt zudem die Forderung nach möglichst 
wenig Umsteigebewegungen und nach 
grösstmöglicher örtlicher Verfügbarkeit. 

Nach dem Gesetzesentwurf stellt die 
Besorgung des öffentlichen Busverkehrs 
eine Landesaufgabe dar. Die Feiner­
schliessung der Ortschaften hingegen soll 
den Gemeinden übertragen werden. Der 
Vorschlag der Regierung sieht allerdings 
vor, dass der Staat an die Kosten für die 
Einführung und den Betrieb eines Orts-
bus-Systems Subventionen ausrichtet. 

Z u  den Förderungsmassnahmen, wie 
sie im Gesetz vorgesehen sind, gehört die 
Schaffung und Weiterentwicklung eines 
«einfachen und allgemein verständlichen 
Liniennetzes, eines Taktfahrplanes wie 
eines einfachen und günstigen Tarifsy-
stems». Mit baulichen und verkehrsorga­
nisatorischen Massnahmen soll nach 
Möglichkeit der Busverkehr gegenüber 
dem motorisierten Privatverkehr bevor­
zugt werden. Ausserdem ist eine «gute 
Erreichbarkeit und Gestaltung der  Halte­
stellen» sicherzustellen. 

Bei einer umfassenden Realisierung 
des Konzeptes für den öffentlichen Ver­
kehr rechnet die Regierung mit jährlichen 
Betriebskosten von 8 bis 10 Millionen 
Franken. Nach der  gegenwärtigen Tarif­
gestaltung stehen diesen Aufwendungen 
geschätzte Einnahmen in Höhe von 1,5 
Millionen Franken gegenüber. 

Fussball-WM 
am Fernsehen 
VOLKSBLATT-TV-Service 
auf Seite 9 

Mit dem Spiel des Titelverteidi­
gers Argentinien gegen Kamerun 
beginnt morgen Freitag, 18 Uhr, in 
Mailand die Fussball-Weltmeister-
schaft 1990. Einen Monat lang steht 
das runde Leder dann im Mittel­
punkt des Sport-Interesses. Um die 
VOLKSBLATT-Leserschaft über 
die Spiel- und Übertragungszeiten 
genau zu informieren, veröffent­
lichen wir heute eine WM-TV-Son­
derseite. Auf Seite 9 finden Sie die 
Fernseh-Übertragungszeiten sämt­
licher WM-Spiele in Italien. 

Eine Uhr wie aus einer anderen Welt. 
Die n e u e  «La Coupole». Eine e c h t e  Rado.  

. Innovativ. Eigenwillig. Unverkennbar.  Mit  

k r a b f e s t e m ,  kuppeiförmigem Saphirglas. 

Fr. 6 5 0 . - .  

ichmuck • uhrin • juwalin 
Städlle 34 und Rathausplatz 
9490 Vaduz/Liechtenstein 

Höherer Stromverbrauch 1989 trotz LKW-Sparappellen 
Jahresbericht 1989 der Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) -Alternative Lösungen als Ziel 

(G.M.) - Der Stromverbrauch in unse­
rem Land ist, wie aus dem Jahresbericht 
der Liechtensteinischen Kraftwerke 
(LKW) für das Jahr 1989 hervorgeht, um 
5,1 Prozent gegenüber dem Voijahr an­
gestiegen. Die beiden Kraftwerke Lawe-
na und Samina vermochten den Strombe­
darf im Jahresmittel noch zu 29,4 Prozent 
abzudecken, wobei die Eigenversor-
gungsquote in den Wintermonaten bis auf 
rund 10 Prozent sank. Mit 584 000 Fr. ist 
der Gewinn der LKW um 22,2 Prozent 
geringer als im Voijahr ausgefallen. Der 
Jahresbericht wird dem Landtag zur Ge­
nehmigung unterbreitet. 

Die gesamte Stromabgabe in das Lan­
desnetz betrug nach den Angaben der 
LKW im Jahre 1989 gesamthaft 214,3 
Mio. Kilowattstunden (kWh). Trotz 
Sparappellen, heisst es im neugestalteten 
LKW-Jahresbericht, ist der  Verbrauch im 
Vergleich zum Voijahr um 10,3 Mio. 
kWh oder 5,1 Prozent gestiegen. Im Vor­
jahr war noch ein Verbrauchszuwachs 
von 4 Prozent registriert worden. Unter­

schiedlich fiel die Zunahme des Bedarfs 
der drei verschiedenen Verbrauchergrup­
pen aus: Die Verbrauchsgruppe «Haus­
halt, Landwirtschaft, Gewerbe» verzeich­
nete einen Mehrverbrauch von 5,5 Pro­
zent gegenüber dem Vorjahr, die Gross­
verbraucher liegen um 2,4 Prozent über 
dem Vorjahresniveau und die Bauprovi­
sorien verbrauchten um 71,7 Prozent 
mehr als im Jahr zuvor. 

Eigenversorgung weniger als ein Drittel 
Nach dem LKW-Jahresbericht konnten 

nur 29,4 Prozent des gesamten Stromver­
brauchs durch die Eigenproduktion in 
den beiden Kraftwerken Samina und La-
wena gedeckt werden. Mit 54,9 Prozent 
war die Eigenversorgungsquote im Mo­
nat Mai am höchsten, im Januar mit 10,5 
Prozent am niedrigsten. Die Jahrespro­
duktion des Kraftwerks Lawena lag 14,5 
Mio. kWh um 19,7 Prozent über der Vor-
jahresproduktion, während das Kraft­
werk Samina mit 49,5 Mio. kWh nur  3,2 
Prozent mehr als im \foijahr produzierte. 

Die Uberdurchschnittliche Steigerungsra­
te des Lawena-Werks ist auf den Ausbau 
und die Renovation der Kraftwerksanla­
gen zurückzuführen. 

Höhere Zukaufsrate an Strom 
In den beiden Kraftwerken Samina und 

Lawena wurden zwar knapp 64 Mio. kWh 
elektrische Energie produziert, was einer 
Zunahme von 6,5 Prozent entspricht, 
doch musste zur Deckung des Strombe­
darfs mehr Energie als im Vorjahr zuge­
kauft werden. Von den Nordostschweize­
rischen Kraftwerken (NOK) wurden 
150,4 Mio. kWh bezogen, von der Firma 
Jenny Spoerry & Cie 0,9 Mio. kWh über­
nommen, womit ein Fremdbezug von 
151,3 Mio. kWh resultierte. Im Vergleich 
zum Vorjahr, als der Zukauf 144,9 Mio. 
kWh betrug, belief sich die Steigerung 
auf 4,4 Prozent. Der  Ertrag aus dem 
Energieverkauf summierte sich auf 29,5 
Mio. Fr. Das ist 4,2 Prozent mehr als im 
Voijahr. 

Sesam-System 
Das Sesam-System für den öffentlichen 

Verkehr, das den Postautos bei den  Ver­
kehrsampeln freie Vorfahrt garantiert 
und somit zur Förderung der  Attraktivi­
tät  der  öffentlichen Verkehrsmittel bei­
trägt, wird etwa Mitte August in Betrieb 
genommen. Dies erklärte Regierungsrat., 
Wilfried Büchel am Pressegespräch. Die 
Regierung habe den Auftrag für den Ein­
bau des Systems in die Postautos sowie an 
der  Lindenkreuzung in Schaan bereits 
vergeben. Vorerst soll nur  die stark fre­
quentierte Schaaner Lindenkreuzung mit 
dem Sesam-System bestückt werden, 
während für die anderen Kreuzungen 
noch zugewartet wird. 

Diskutiert wird das Sesam-System auch 
für die Äule-Strasse in Vaduz, wo die 
Postautos bei der Ausfahrt vom Postge­
bäude bereits heute Vorfahrt haben. Wie 
Regierungsrat Wilfried Büchel weiter er­
klärte, finden in bezug auf die Verkehrs-
führung der Postautos bei der  Änderung 
der  Äule-Strasse Gespräche zwischen 
dem Tiefbauamt und den PTT statt. 
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